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meinsamen Marktes erwähnt. Die Aussprache betraf 
die Forsdiung für die Anpassung dieser Unterneh­
men an die neue europäisdie Lage und die Koordi­
nierung der nationalen Maßnahmen, besonders auf 
gesetzgeberisdiem Gebiet. Die Minister besdilossen, 
regelmäßig Beridite über ihre Mittelstandspolitik 
fertigzüstellen, die Zulassungsbedingungen und Be- 
rufssdiulungsmethoden miteinander zu vergleidien 
sowie die Bildung eines europäisdien Pools des 
Kunstgewerbes zu erwägen.

Bei all diesen Bemühungen handelt es sidi nodi um 
erste Gehversudie. Das Ziel ist zunädist, bei den 
Klein- und Mittelbetrieben das erforderlidie Bewußt­
sein für ihre neuen Probleme unter gleidizeitiger Be­
seitigung von Minderwertigkeitskomplexen oder 
Katastrophenvorstellungen zu wedcen. Die zweite 
Etappe betrifft die hier nur angedeuteten organisa- 
torisdien Aufgaben, aus deren Erfüllung eine neue 
dynamisdie Widerstandskraft der europäisdien Klein- 
und Mittelbetriebe hervorwadisen kann.

Spanien vor einer neuen Wirtschaftspolitik
Hans-OttO|^Clahn, Madrid

M it der Erklärung der Stabilität der Pesete und der 
gleidizeitig erfolgten Aufnahme in die OEEC als 

vollbereditigtes Mitglied hat Spanien am 20. Juli 1959 
einen Stridi unter die seit einem Vierteljahrhundert 
betriebene Politik der wirtsdiaftlidien Absonderung ge­
zogen und die ernste Absidit bekundet, sidi mit der 
Zeit und unter selbstverständlidier Berüdcsiditigung 
einiger notwendiger übergangsbesdiränkungen in den 
europäisdien Wirtsdiaftsprozeß einzugliedern. Dieser 
Entsdiluß konnte niemanden überrasdien, denn sdion 
seit langem war der Sdiritt vorbereitet, insbesondere 
seit Spanien Anfang 1958 der OEEC als beobaditendes 
Mitglied beigetreten war, und Monate hindurdi hatten 
sidi die Verhandlungen hingezogen, die zwisdien den 
führenden spanisdien Kreisen und den Vertretern 
der Weltwirtsdiaftsorganisationen gepflogen wurden 
und in der Reise des Handelsministers Alberto Ulla- 
stres nadi New York und Paris gipfelten. 
WÄHRUNGSRELATION
überrasdit hat freilidi einerseits der neue Kurs der 
spanisdien Währung, die Festsetzung des Wertver­
hältnisses von 60 Ptas =  1 US-$, denn wenngleidi 
der bisherige offizielle Kurs von 42 Ptas =  1 $ längst 
überholt und audi in der Praxis durdi unzählige Son­
derbestimmungen illusorisdi geworden war, so hatte 
man dodi damit geredinet, daß der nun endgültige 
Dollarpreis der stabilisierten Pesete zwisdien 56 und 
58 liegen werde, wie die spanisdien Noten in der 
letzten Zeit auf den internationalen Märkten und ins­
besondere in Tanger gehandelt wurden. Andererseits 
hatte man audi damit geredinet, daß der Betrag, der 
Spanien zum Zwedce der Stabilisierung zur Verfügung 
gestellt werden würde, wesentlidi höher liegen müßte 
als die 175 Mill. S, die sdiließlidi als ausreidiend er- 
aditet worden sind.
Für die Festsetzung des Kurses etwas unter dem tat- 
sädilidien Handelswert mögen in erster Linie prak­
tisdie Erwägungen aussdilaggebend gewesen sein, die 
die etwas überhöhte Devalvation weniger bedeutend 
ersdieinen ließen als die Erreidiung einer leidit zu 
handhabenden Relation zu den zwei widitigsten Wäh­
rungen, dem US-$ und der DM; denn 100 Peseten 
haben jetzt einen Wert von genau 7 DM.
Was die Geringfügigkeit der zur Verfügung gestellten 
Mittel angeht, so ist die spanisdie Regierung der

sdion vorher daran geübten Kritik durdi eine Er­
klärung begegnet, daß ihr nunmehr außer den offi­
ziell zugestandenen 175 Mill. $ (100 Mill. von der 
OEEC und 75 Mill. von dem Internationalen Wäh­
rungsfonds) nodi redit erheblidie weitere Mittel zur 
Verfügung stünden, nämlidi 130 Mill. aus der Ame­
rikahilfe, 45 Mill. durdi das vereinbarte Moratorium 
für Handelssdiulden und sdiließlidi 68 Mill. $ von 
amerikanisdien Privatbanken gewährte Kredite, so 
daß sie also zum Zwedce der Stabilisierung über ins­
gesamt 418 Mill. $ verfüge.

ENTWICKLUNG DER ZAHLUNGSBILANZ 
Welche Bedeutung diese Summen für die spanische 
Wirtschaft haben, mag aus den zur Verfügung ste­
henden Zahlen der Handels- und der Zahlungsbilanz 
hervorgehen. Spaniens Außenhandel war von jeher 
passiv. Ausgang der zwanziger Jahre lag der Wert 
der Einfuhr im Jahresdurchschnitt 30”/o über dem 
Ausfuhrwert, und etwa 600 Mill. Goldpeseten gingen 
aus diesem Grunde alljährlidi ins Ausland, ohne daß 
der Kurs der Pesete wesentlichen Schwankungen aus­
gesetzt gewesen wäre. Denn die übersdiüsse der 
Zahlungsbilanz, die in erster Linie aus den Erträgen 
privater Kapitalanlagen in den spanisch sprechenden 
Ländern Amerikas — soweit sie die politische Los­
lösung der ehemaligen Kolonien überdauert hatten—, 
ferner aus den Sendungen der Auswanderer und der 
Kapitalrücäcführungen von Rückwanderern herrührten, 
genügten, um diese Einfuhrüberschüsse zu bezahlen.

WIRTSCHAFTSLENKUNG UND HILFELEISTUNG
Erst als nach Errichtung der Republik die einsetzende 
politische Unsicherheit diese Quelle der Zahlungs­
bilanz weitgehend verschüttete, sah man sich gezwun­
gen, zur Devisenbewirtschaftung überzugehen und die 
Wareneinfuhr zu beschränken, um dem ständig fort­
schreitenden Währungsverfall Einhalt zu gebieten.
Der Bürgerkrieg, der drei Jahre lang das Land ver­
heerte, eine Million Menschen kostete und viele Pro­
duktionsstätten zerstörte oder lahmlegte, die anschlie­
ßende Warenknappheit, die der zweite Weltkrieg 
hervorrief, der Wirtschaftsboykott, dem sich Spanien 
dann ausgesetzt sah, verschlimmerten die Lage, und 
so sah sich die spanische Regierung außerstande, aus 
eigenen Kräften den wirtschaftlichen Wiederaufbau
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des Landes durdizuführen, mußte immer mehr zu 
einer gelenkten W irtsdiaft übergehen und versudien, 
s id i w eitgehend vom Ausland unabhängig zu madien.

H ieraus ergab sid i die Notwendigkeit, eine Industrie 
aufzubauen und zu unterstützen, audi wenn sie un­
rentabel arbeitete, und ohne ausreidiende Kapital­
bildung Investitionen vorzunehmen. Hierfür wurden 
Staatsanleihen ausgegeben, die im Endeffekt zu einem  
großen Teil bei der Notenbank als Kreditgarantie 
landeten, so daß der Notenumlauf von 5 Mrd. 1931 
auf 9 Mrd. 1939 und sdiließlidi 70 Mrd. 1958 anstieg.

Erst das Einsetzen der Wirtsdiaftshilfe der USA im 
Jahre 1954 erm öglidite einen planmäßigen Ausbau  
der W irtsdiaft und eine Steigerung der Einfuhr. Die 
Einfuhr mußte freilidi immer stärker gelenkt werden, 
um  neben den notw endigen Bedarfsgütern, vor allem  
landw irtsdiaftlidien Erzeugnissen, von denen die USA  
aus ihren eigenen übersdiüssen erheblidie M engen 
te ils  als Gesdienk, teils gegen langfristige Kredite 
zur Verfügung stellte, in erster Linie die Einfuhr von  
Produktionsmitteln zu ermöglidien. Im ganzen dürften 
im letzten  Jahrfünft etw a 800 Mill. US-$ als Amerika­
hilfe in der versdiiedensten Fomi zur Verfügung ge­
standen und die Bezahlung des Defizits der H andels­
bilanz, das im gleid ien  Jahrfünft etw a 1500 Mill. $ b e­
trug, zu einem großen Teil ermöglidit haben.

Hierzu kamen die Einnahmen aus dem steigenden  
Fremdenverkehr. Die Zahl der Fremden, die Spanien 
besuditen, kam 1954 erstmalig an eine M illion heran.

stieg  dann rasdi auf über 2 Mill. 1957, betrug 1958 
etwa 2,5 Mill., und für 1959 werden etw a 3 Mill. Be- 
sudier erwartet. Die Deviseneinnahm en hieraus waren 
naturgemäß erheblidi, blieben aber dodi w eit unter 
den Erwartungen und gingen sd iließ lid i sogar zurüdc, 
nadidem das M ißverhältnis zw isd ien  dem offiziellen  
Pesetenkurs und den internationalen Notierungen im­
mer größer wurde, w as zur Folge hatte, daß ein gro­
ßer Teil des Verzehrs der Touristen im Ausland blieb. 
Trotzdem dürften aus dieser Quelle im Laufe des 
letzten Jahrfünftes etwa 600 Mill. $ an D evisen zur 
Verfügung gestanden haben. Das Defizit der H andels­
bilanz wurde also fast vö llig  durdi Amerikahilfe und 
Fremdenverkehr ausgeglidien.

AGRARPOLITIK

Spanien ist ein armes Land, aber Spanien ist audi 
ein reid ies Land und nodi mehr ein Land großer Ent- 
widclungsm öglidikeiten. W eite Gebiete des In­
nern bringen nur karge Erträge und audi das nur in 
seltenen guten Jahren, w enn genügend Regen fällt, 
während oft jahrelang anhaltende Dürre alle Ernte­
hoffnungen der genügsam en Landbevölkerung zu- 
nidite madit. An den regnerisdien Küsten dagegen  
und überall, w o Bewässerungsm öglidikeit besteht, 
grünt und blüht und w ädist alles in großer Fülle, 
w eshalb audi die A nlage von Stauwerken und die 
Ausdehnung des bew ässerten Bodens von jeher von  
der Regierung gefördert wurde und gerade in den 
letzten Jahren gute Fortsdiritte m adite. Trotz dieser 
Anstrengungen beträgt audi heute nod i das bew äs-
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serte Land nur etw a 1,7 MilL ha oder 8,8 “/» der be­
bauten Fläcäie, über die Hälfte Spaniens sind nur sehr 
extensiv genutzte W eiden.
Im Jahre 1930 hatte Spanien etw a 23,5 Mill. Ein­
wohner, von denen 3,5 Mill. in Städten mit über 
100000 Einwohnern lebten, heute dagegen ist die Ge­
sam tbevölkerung auf rund 30 Mill. angestiegen, die 
der Großstädte auf über 8 Mill. und hat sich also  
mehr als verdoppelt, während die Landbevölkerung 
eher zurückgeht. Diesem Bevölkerungszuwachs steht 
eine stagnierende Produktion landwirtschaftlicher Er­
zeugnisse gegenüber, w as den immer mehr steigenden  
Importbedarf von Nahrungs- und Futtermitteln er­
klärt, der in einem Lande, in dem fast 50 Vo der Er­
werbstätigen von der Landwirtschaft leben, eigentlich  
unverständlich ist, aber zum großen Teil darauf b e­
ruht, daß infolge M angels an modernen Maschinen, 
Dünger- und Futtermitteln, der Ertrag w eit hinter dem 
zurückbleibt, w as erwirtschaftet werden könnte. 
Infolgedessen sieht der Erneuerungsplan der spani­
schen Wirtschaft in erster Linie eine Steigerung der 
Lebensmittelerzeugung durch Einführung moderner 
M ethoden vor, um künftig die Handelsbilanz in die­
sem Punkte zu entlasten. Man rechnet durchaus mit 
der Möglichkeit, die bew ässerte landwirtschaftliche 
Nutzfläche im ganzen auf 4 Mill. ha steigern zu kön­
nen, wenn das auch lange Jahre erfordert, sollen  
doch 80 000— 100 000 ha alljährlich hinzukommen. Die 
Zahl der landwirtschaftlichen Traktoren, die heute 
kaum 30 000 beträgt, so ll um jährlich 10 000 wachsen. 
Die zur Verfügung stehende Düngemittelm enge soll 
vervierfacht, die Viehzucht soll durch Zuchtverbesse­
rung gehoben werden, um in absehbarer Zeit eine 
Erhöhung der Gesamterzeugung um 50—75 “/o zu er­
zielen  und damit das Land in ein Gebiet landwirt­
schaftlicher Überschüsse zu verwandeln, ohne daß für 
die Bodenbearbeitung eine größere Zahl von Arbeits­
kräften benötigt würde. Moderne M ethoden wären in 
der Lage, trotz der Produktionssteigerung etwa 15 “/o 
der heute in der Landwirtschaft Tätigen für andere 
W irtschaftszweige freizustellen.

INDUSTRIEPOLITIK

Ganz anders als die Entwicklung der Landwirtschaft 
ist in den letzten Jahrzehnten die Entwicklung der 
Industrie verlaufen. Sie hat 1,4 Mill. Arbeitskräfte an 
sich gezogen und damit w eiteren 600 000 Menschen in 
Handel und Verkehr Beschäftigungsmöglichkeiten ver­
schafft. Auf d iese W eise konnte der gesam te Nach­
wuchs arbeitsfähiger Bevölkerung untergebracht w er­
den, so daß es ein eigentliches Arbeitslosenproblem  
in Spanien seit langen Jahren nicht mehr gibt.
Der industrielle Produktionsindex ist im Vergleich zu 
1930 auf etw a 300 ®/o gestiegen, woran freilich die 
Erzeugung elektrischer Energie, die sich nahezu ver­
sechsfachte, den Hauptteil hatte, während die wichtige 
Textilindustrie sich kaum halten konnte. Die Erz­
förderung w ies dagegen sogar einen Rückgang auf. 
Der Reichtum Spaniens an Bodenschätzen ist seit jeher 
bekannt. Seine Eisenerze, Kupfer- und Quecksilber- 
lager, Blei- und Silberbergwerke waren schon im 
Altertum und im M ittelalter berühmt und wurden bis

in die neueste Zeit zu einem großen T eil von  aus­
ländischen Unternehmen ausgebeutet. Ihre Rückfüh­
rung in spanischen Besitz und der Versuch, w eiter­
verarbeitende Industrien im Lande selber zu schaffen, 
um nicht das Rohmaterial ausführen, die gesam ten  
H albzeuge oder Fertigfabrikate dagegen wieder ein­
führen zu müssen, bildete ein Hauptziel der spani­
schen W irtschaftspolitik in den letzten Jahrzehnten. 
D ieses Ziel konnte auch zu einem großen Teil erreicht 
werden, so daß d ie chemische und die eisenerzverhüt­
tende Industrie großen Aufschwung genommen haben. 
Sie arbeiten aber zu teuer, um einen internationalen  
W ettbewerb aushalten zu können. Deshalb wurde aus 
ihren Kreisen besonders scharf gegen die Aufgabe der 
bisherigen W irtschaftspolitik gekämpft.
D ie hauptsächlich in Katalonien gelegene Textilindu­
strie arbeitet m eistens mit veralteten Maschinen, und 
ihre M odernisierung erfordert erhebliche Mittel, um 
diesen für Spaniens Export früher so wichtigen W irt­
schaftszweig wieder auf seine alte Höhe zu bringen. 
Erdöl wird heute in Spanien überhaupt nicht geför­
dert, w ohl aber in steigendem  Maße verbraucht. An 
vielen  Stellen des Landes werden Lager vermutet, 
und man hofft, mit Hilfe ausländischen Kapitals vor 
allem  auch hier die M öglichkeit zu finden, die Ein­
fuhren durch Eigenerzeugung zu verringern.
Der W ohnungsmangel ist drückend, besonders in den  
Großstädten, die den Bevölkerungszuwachs fast aus­
schließlich an sich gezogen haben und in denen etwa  
1 Mill. W ohnungen fehlen oder ersetzt werden müssen. 
Das Verkehrswesen liegt stark danieder. Nur 25 ”/o 
des Eisenbahnmaterials sind w eniger als 25 Jahre alt. 
Der Bestand an Kraftwagen aller Art müßte verdrei­
facht werden, um einigermaßen die gleichen Verhält­
n isse zu schaffen, die entsprechend der Einwohnerzahl 
und dem V olkseinkom m en in anderen europäischen 
Ländern herrschen. KAPITALMANGEL

Es ist also ein w eites Gebiet, auf dem der Ausbau 
der spanischen Wirtschaft erfolgen kann. Besonders 
klar wird das, w enn man sich vor A ugen hält, daß 
in den nächsten 15 Jahren mit einem Anwachsen der 
erwerbstätigen Bevölkerung um 1,8 Mill. Menschen 
zu rechnen ist, wozu bei einer Modernisierung der 
Landwirtschaft noch w eitere 700 000 freiwerdende 
Arbeitskräfte kommen werden. Es müssen also für 
etw a 2,5 Mill. Menschen A rbeitsgelegenheiten ge­
schaffen werden, um eine A rbeitslosigkeit zu verhin­
dern und gleichzeitig das heute nur niedrige Sozial­
produkt (1000 DM pro Kopf der Bevölkerung bzw. 
3000 DM pro Berufstätigen) sow eit anzuheben, daß 
eine Angleichung des Lebenstandards an andere Län­
der Europas ermöglicht wird.

Hierzu fehlt es aber vor allem  an Kapital. Die staat­
lich gelenkte Wirtschaft, die sich ständig verschlech­
ternde Währung, das Industrieschutzgesetz, das eine 
ausländische Beteiligung bei den Kapitalgesellschaf­
ten auf 25 “/» beschränkte, machten es ausländischem  
Kapital fast unmöglich, in einer A nlage in Spanien 
einen Reiz zu finden. Deshalb traf man auch gleich­
zeitig  mit der neuen Kursfestsetzung der Pesete w eit­
gehende Maßnahmen, die die alten Beschränkungen,
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w enn audi nid it völlig , so dodi w eitgehend aufge­
hoben haben, so daß heute für fremdes Kapital w ohl 
ein  Anreiz für eine A nlage in Spanien besteht. 
Naturgemäß muß eine äußere Stabilisierung der W äh­
rung Hand in  Hand mit einer inneren Festigung der 
Finanzen und einem Verzidit auf eine inflatorisdi 
w irkende Sdiulden- und Kreditpolitik gehen, w ie  sie  
in  Spanien in den letzten Jahrzehnten notgedrungen  
betrieben worden ist. D ie Tendenz zu dieser Besdirän- 
kung m adite sid i sd ion  1957 bemerkbar, als die A us­
gabe von  Anleihen des öffentlidien Sektors, die 1956 
über 18 Mrd. Ptas betragen hatte, auf 10 Mrd. redu­
ziert wurde. N ad i der Steuerreform von  1958, die 
dem ordentlidien Haushalt des Staates einen über- 
sdiuß von fast 8 Mrd. Ptas lieferte und ihm ermög­
lid ite, daraus einen großen Teil der notwendigen  
Investitionen staatlidier und halbstaatlidier Unterneh­
m en (Eisenbahn, Wohnungsbau, Industrieinstitut) zu 
finanzieren, konnte d ie Anleiheaufnahme auf unter 
4 Mrd. Ptas herabgedrüdct werden. Für das laufende 
Jahr ist eine w eitere Verringerung auf 3,5 Mrd. vor­
gesehen, da neben dem erwarteten Ubersdiuß aus 
dem Staatshaushalt durdi die Erhöhung einiger A b­
gaben auf Erdöl und Tabak sowie der Tarife der bis­
her stark unrentablen Staatsbahnen und des Trans­
portw esens w eiterhin M ittel besdiafft werden, die als 
Kapitalanlagen verw endet werden sollen, ohne da­
durdi die Lebenshaltungskosten fühlbar zu steigern. 
Sdion zu Beginn dieses Jahres war ein Investitions­
plan herausgegeben worden, der den Zwedc hatte, 
die Kapitalbesdiaffung der Wirtsdiaft zu steuern. Er 
erreidit d ie stattlid ie H öhe von 81,5 Mrd. Ptas, setzt 
also voraus, daß etwa 20 “/o des gesam ten V olksein­
komm ens erspart und der Wirtsdiaft zugeführt w er­
den, w obei allerdings Selbstfinanzierungen in w eitem  
M aße einbegriffen sind. Dieser Plan, der in erster 
Linie riditunggebend sein  sollte und a ls Grundlage 
für Steuererleiditerungen und die Gewährung sonsti­
ger V ergünstigungen dienen sollte, erkannte sdion  
die N otw endigkeit der Besdiaffung von Auslands­
kapital an. Er wird audi heute nodi als Grundlage 
dienen, um Kapitalien, die nadi seiner R iditlinie an­
geleg t worden sind, steuerlidie V orteile und bevor­
zugten Devisentransfer zu gewähren. Von den er­
w ähnten 81,5 Mrd. Ptas sollen 15,8 in der Landwirt­
schaft, 28,6 in der Industrie, 12,0 für öffentlidie Bau­
ten, 17,9 für W ohnungsbau und 7,2 Mrd. für versd iie­
dene Sondergebiete angelegt werden.

KREDIT- UND HANDELSPOUTIK 
Besonders befürditet wurde in w eiten  Kreisen die 
N otw endigkeit einer Kreditrestriktion durdi die Ban­
ken, die v ie le  Zusammenbrüdie nadi sid i gezogen  
hätte. Dem W ortlaut der Regierungserklärung nadi 
ist aber in dieser Hinsidit keine radikale Maßnahme 
zu befürditen, man gestattet im Gegenteil den Ban­
ken, den Gesamtumfang der von ihnen der Kundsdiaft 
zur Verfügung gestellten Kredite in diesem Jahre um 
11 Mrd. Ptas (8 ‘’/o) zu erhöhen. Dies wird damit be­
gründet, daß eine A usweitung der Zahlungsmittel um 
etw a 190 Mrd. Ptas (70 Mrd. Notenumlauf und 
120 Mrd. täglidi fällige Bankeinlagen) im Umfang 
der Erhöhung des Volkseinkommens (4 "/o) als unge-

fährlidi zu gelten habe, daß weiterhin der Gegenwert 
der reinen Am erikahilfe und die künftig zu hinter­
legenden Depots für d ie  beabsiditigte Einfuhr libera­
lisierter W aren zur Verfügung ständen, so daß eine 
Kreditausweitung von  14,5 Mrd. ungefährlidi sei, w o ­
von der staatlid ie Sektor nur 3,5 Mrd. benötige. Eine 
Kreditausweitung so ll audi d ie Erhöhung des Diskont­
satzes von 5 auf 6*/4 “/o verhüten.
Eine Anzahl w eiterer Maßnahmen, w ie  die Einführung 
einer vorübergehenden Ausfuhrabgabe auf eine Reihe 
von Erzeugnissen (hauptsädilidi Südfrüditen), um die  
Versorgung des erheblidien Inlandsbedarfs sidierzu- 
stellen, sow ie Zollerhöhungen zum Sdiutz der nationa­
len  Industrie gegen eine zu sdiarfe Konkurrenz des 
Auslandes bei sofort einsetzender Liberalisierung für 
etw a 50®/o der Importe, sollen  eine zu starke A us­
wirkung des neuen Kurses verhindern.
Der Handelsminister bezeid inete d ie erhaltenen Kre­
dite als ausreidiend, um in einem Zeitraum von etwa  
l ’/z bis 2 Jahren einen völligen  A usgleid i der spa- 
nisdien Zahlungsbilanz herbeiführen zu können. W ie  
sd ion  gezeigt wurde, w ar das tatsädilid ie Defizit der 
Zahlungsbilanz in den letzten Jahren gar nidit so  
sehr groß, und w enn audi die Zusdiüsse und Kredite 
der USA dabei große Bedeutung hatten, so waren  
andererseits das Mißtrauen in die Stabilität der Pesete, 
der große Untersdiied zw isd ien  Inlands- und A us­
landskurs und die Autarkiepolitik der Regierung von  
großem belastenden Gewidit.
Gewiß besteht die Notwendigkeit, d ie Einfuhren in 
den nädisten Jahren stark zu steigern, um die Pro­
duktion des Landes zu heben und es in Zukunft seiner 
wadisenden Bevölkerung zu ermöglidien, besonders 
ihren Nahrungsmittelbedarf vorw iegend aus Eigen­
produktion zu dedcen, d ie Ausfuhr zu erhöhen und 
gleichzeitig den Lebensstandard zu heben.
Schon in den w enigen  Wochen, die vergangen sind, 
machen sich die Erhöhungen der D eviseneingänge  
aus dem Fremdenverkehr und der Kapitalrückflüsse 
stark bemerkbar, und sie allein sollten bei Fortbe­
stehen der Amerikahilfe, d ie  ja auch te ilw eise  auf 
militärischer Grundlage beruht, ausreichen, um den  
gesteigerten Einfuhrbedarf finanzieren zu können. 
Spanien ist der OEEC beigetreten. Ob es sich inner­
halb dieser mehr der Europäischen W irtschaftsgemein­
schaft oder der „Kleinen Freihandelszone“ zuwenden  
wird, das steht noch keinesw egs fest und dürfte audi 
wohl davon abhängen, welche Zugeständnisse ihm 
von der einen oder anderen Seite gemacht und w eld ie  
Kapitalien ihm zur Verfügung gestellt werden. In 
den USA scheint bereits größeres Interesse an In­
vestitionen in Spanien und vor allem  für die Erfor­
schung der Fördermöglichkeiten von  Erdöl zu herr­
schen, für die staatlicherseits besondere V orteile 
gew ährleistet werden, w eil das Land hierin heute 
völlig  vom  Ausland abhängig ist.
Es ist durchaus zu erwarten, daß die zur Verfügung  
stehenden M ittel ausreidien, um eine völlige Stabili­
sierung der spanischen W ährung und Wirtschaft und 
gleichzeitig eine Produktionsausweitung besonders 
auf G ebieten durchzuführen, die für Gesamteuropa 
von besonderer W ichtigkeit sind.
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